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Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Beseitigung von Wohnungsmissständen 
(Wohnungsaufsichtsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt - WoAufG LSA) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr hat uns mit Schreiben vom 29.11.2017 
den Entwurf eines Gesetzes zur Beseitigung von Wohnungsmissständen (Wohnungsaufsichts-
gesetz des Landes Sachsen-Anhalt (WoAufG LSA) mit der Möglichkeit zur Stellungnahme 
vorgelegt. Der 22-seitige Gesetzentwurf ist beigefügt, s. Anlage. 
 
Ziel des Gesetzes ist es, den Gemeinden eine gesetzliche Handlungsgrundlage einzuräumen, 
um gravierenden Wohnungsmissständen entgegenwirken zu können. 
 
Die Gemeinde kann nach dem Gesetzentwurf einschreiten und erforderliche Maßnahmen an-
ordnen bei grundlegenden Mängeln des Wohnraums, erheblicher Verwahrlosung durch unter-
lassene Instandsetzungen oder bei Überbelegung nach § 7 des Entwurfs zum WoAufG LSA.  
 
Die Gemeinde kann eine Instandsetzung anordnen, kann Wohnraum (falls die grundlegenden 
Mängel technisch oder wirtschaftlich nicht behoben werden können) für unbewohnbar erklären 
und bei Überbelegung eine (Teil-) Räumung des Wohnraums anordnen. Als Mindestwohnflä-
che setzt das Gesetz 9 m2 je Erwachsenen bzw. 6 m2 je Kind bis 6 Jahren fest. Die unterlassene 
Instandhaltung vermieteten Wohnraums, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Ge-
brauchs zu Wohnzwecken führt sowie eine Gebrauchsüberlassung bei Überbelegung ist buß-
geldbewehrt. 
 
Das Gesetz findet auf selbstgenutzten Wohnraum keine Anwendung. Im besonderen Maße geht 
es um Handlungsmöglichkeiten gegen gravierende Wohnmissstände und gegen Überbelegung 
von Wohnraum. Das Gesetz ist als daher als Eingriffsgesetz konzipiert. Für die Gemeinden 
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besteht nach dem Gesetzentwurf grundsätzlich keine Pflicht zum Einschreiten. Sie bekommen 
vielmehr in Erweiterung ihrer diesbezüglichen Handlungsmöglichkeiten Eingriffsrechte, von 
denen sie nach pflichtgemäßem Ermessen Gebrauch machen können. 
 
In Sachsen-Anhalt ist der Wohnungsmarkt entspannt und angemessener Wohnraum generell 
vorhanden. Dies schließt allerdings nicht aus, dass es unverhältnismäßige und unvertretbare 
Wohnverhältnisse im Land gibt. Insbesondere in den Großstädten des Landes treten entspre-
chende Einzelfälle auf. 
 
Zur Vorbereitung einer Stellungnahme sind wir für Anregungen, Bedenken und Hinweise bis 
zum 4. Januar 2018 (Dienstschluss), möglichst per E-Mail an: e.kagelmann@sgsa.info, dank-
bar. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 

 
Elke Kagelmann 
 
Anlage 
 


